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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/2445 — 

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Erich Riedl und die Sprache der NS-Zeit 

Unmittelbar nach den Wahlerfolgen der rechtsextremen „Republika-
ner" bei den Landtagswahlen in Baden-Württemberg und der rechts-
extremen „Deutschen Volksunion" (DVU) in Schleswig-Holstein er-
klärte der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft, Dr. Erich Riedl: „Die Lage ist chaotisch und fast aussichtslos. 
Der Münchner Süden muß ab sofort zur asylantenfreien Zone erklärt 
werden." (TAZ, 10. April 1992) 

Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. E rich Riedl tat dies in voller 
Kenntnis der Tatsache, daß in der Zeit von 1933 bis 1945 die Herren 
Gauleiter Vollzugsmeldungen über „judenfreie" Städte nach Berlin 
meldeten. 

Die „Süddeutsche Zeitung" kam vor diesem Hintergrund nicht umhin, 
die Äußerung des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl wie 
folgt zu kommentieren: „Trotzdem müssen wir Sie darauf hinweisen, 
daß mit den Unmenschen nicht auch deren Sprache dahingegangen ist, 
sondern daß sie weiterlebt, ja förmlich darauf lauert, von den Unmen-
schen einer neuen Generation wieder in Betrieb genommen zu wer-
den ... " (SZ, 8. April 1992) 

1. Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Erich Riedl 
gegenüber der Öffentlichkeit äußerte, den Münchner Süden zur 
„asylantenfreien Zone" erklären zu wollen? 

2. Fühlt sich die Bundesregierung ebenfalls an die Sprache und den 
Geist der Zeit der NS-Diktatur erinnert, als Städte als „judenfrei" 
bezeichnet worden sind? 

4. Ist ein Staatssekretär, der sich bewußt in eine derartige unmensch-
liche Tradition der Sprache und der Gewalt stellt, für die Bundes-
regierung tragbar? 

5. Welche dienstrechtlichen Maßnahmen wurden gegen den Parla-
mentarischen Staatssekretär Dr. E rich Riedl eingeleitet? 

6. Falls keine dienstrechtlichen Schritte gegen den Parlamentarischen 
Staatssekretär Dr. E rich Riedl eingeleitet wurden, hat wenigstens ein 
Mitglied der Bundesregierung gefordert, solche Maßnahmen zu 
erwägen und ggf. auch einzuleiten? 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministers des Innern vom 6. Mai 1992 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft, Dr. Erich Riedl, hat sich am 30. März 1992 in einer 
Sitzung des CSU-Kreisvorstandes München 7 angesichts der in 
München immer schwieriger gewordenen Zustände bei der Un-
terbringung von Asylbewerbern für einen sofortigen Stopp der 
Aufnahme von Asylbewerbern in seinem Wahlkreis München-
Süd ausgesprochen. Er unterstrich, daß es dabei um die weit 
überwiegend nicht Anerkennung findenden sog. Wirtschafts-
flüchtlinge und den damit verbundenen massenhaften Mißbrauch 
unseres Asylrechts ginge. 

Der in der Kleinen Anfrage konstruierte Zusammenhang der 
Äußerungen des Parlamentarischen Staatssekretärs mit Vorgän-
gen aus dem Dritten Reich ist böswillig hergestellt und wird 
zurückgewiesen. 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit Brandsätzen und Baseball-
Schlägern bewaffnete Nazi-Skins und Neofaschisten vor wenigen 
Monaten das „ausländerfreie" Hoyerswerda feierten? 

Die der Frage zugrunde gelegte Ausgangssituation kann die Bun-
desregierung so nicht bestätigen. Ihr ist allerdings bekannt, daß 
Rechtsextremisten die Verlegung der Asylbewerber als Erfolg 
betrachtet haben. 

7. Hat die Bundesregierung Kenntnisse darüber, wie die Äußerungen 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl in der rechts-
extremen Presse aufgenommen worden sind? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hatten Veröffentlichungen in 
Zeitschriften rechtsextremistischer Organisationen oder Institutio-
nen die Erklärungen des Parlamentarischen Staatssekretärs bis-
her nicht zum Gegenstand. 


